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Ne. 20329 Verordnung, die Modifikationen des $. 12. des Geſetzes wegen Anordnung der 24 ce, de, 1323 e, Ka 


Provinzialſtände für die Provinz Weſtphalen vom 27. März 1824. und 
der Artikel VIII. und XIV. der Verordnung wegen der in erſterem Geſetze vor⸗ 
behaltenen Beſtimmung vom 13. Juli 1827. betreffend. D. d. den 8. Juni 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben für nöthig erachtet, die in dem Geſetze wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde 
vom 27. März 1824. und in der daſſelbe ergänzenden Verordnung vom 13. Juli 
1827. fuͤr Unſere Provinz Weſtphalen enthaltenen Beſtimmungen, uͤber die Er⸗ 
forderniſſe bei den Wahlen der Landtagsabgeordneten und deren Stellvertreter, 
mit den in nämliher Beziehung für Unſere übrigen Provinzen guͤltigen Vor⸗ 
ſchriften in Uebereinſtimmung zu ſetzen und verordnen daher wie folgt: 


" 1. 

Der $. 12. des vorgedachten Geſetzes vom 27. März 1824. wird dahin 
ergaͤnzt, daß die Waͤhlbarkeit zum Abgeordneten des vierten Standes einen als 
Hauptgewerbe ſelbſt bewirthſchafteten, eigenthuͤmlichen oder erblich nutzbaren Grund⸗ 
beſitz im Wahlbezirk von dem vorgeſchriebenen Grundſteuerbetrage erfordert. 


F. 2. 

Die Beſtimmung des Art. VIII. der Verordnung vom 13. Juli 1827., 
wonach ſtaͤdtiſche Grundbeſitzer, welche gewaͤhlte Vertreter der Gemeinde find, 
den Magiſtrats⸗Perſonen in Beziehung auf die Wahlfähigfeit gleich geachtet 
werden ſollen, wird hierdurch aufgehoben, und bewendet es kuͤnftig lediglich bei 
der Vorſchrift des $. 11. des Geſetzes vom 27. März 1824., daß nur ſolche 
ſtaͤdtiſche Grundbeſitzer, welche Magiſtrats⸗Perſonen oder Gewerbtreibende ſind, 
zu Landtags⸗Abgeordneten gewählt werden koͤnnen. 


6. 3. 
Damit Zweifeln vorgebeugt werde, wie ſie bisher in Auslegung des 


Art. XIV. der Verordnung vom 13. Juli 1827. über die Reihefolge der Stell⸗ 


vertreter bei denjenigen ſtaͤndiſchen Verbaͤnden und Korporationen, die mehrere 
Abgeordnete und demzufolge auch mehrere Stellvertreter zu erwaͤhlen haben, ent⸗ 
fanden find, ſollen kuͤnftig die einzelnen Wahl⸗Akte namhaft auf die Wahl, be⸗ 
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ziehungsweiſe des erſten, zweiten u. f. w. Stellvertreters, gerichtet und als ſolche 
in den Wahl⸗Protokollen ausdruͤcklich bezeichnet werden. 5 
Gegeben Berlin, den 8. Juni 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. Graf v. Lottum v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 
v. Nagler. v. Ladenberg. Rother. Graf v. Alvensleben. 
Frh. v. Werther. v. Rauch. 


e. 20339. Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Juni 1839., wegen der nachträglichen Be⸗ 


kanntmachung der von des Königs Majeſtät getroffenen Beſtimmungen, 
wodurch in Betreff der Berechtigung zu Landtags-Stimmen oder Theil⸗ 
nahme an ſolchen, wie fie in den Stände-Geſetzen urſprünglich normirt 
worden, etwas abgeändert iſt, die aber bis jetzt in der Geſetz-Sammlung 
nicht enthalten ſind. 


Auf den Vortrag der unter Vorſitz Meines Sohnes, des Kronprinzen Koͤ⸗ 
niglicher Hoheit, angeordneten Immediat⸗Kommiſſion fuͤr die Staͤnde⸗Angelegen⸗ 
heiten finde Ich angemeſſen, daß diejenigen von Mir getroffenen Beſtimmun⸗ 
gen, wodurch in Betreff der Berechtigungen zu Landtagsſtimmen oder Theil⸗ 
nahme an ſolchen, wie fie in den Staͤndegeſetzen fuͤr die verſchiedenen Provin⸗ 
zen urſprunglich normirt worden, etwas geaͤndert iſt, die aber bis jetzt in der 
Geſetzſammlung nicht enthalten find, nachtraͤglich durch dieſelbe bekannt gemacht 
werden. Es gehoͤren hierher nachſtehende Ergaͤnzungen und Modifikationen ein⸗ 
zelner Stellen der vorgedachten Geſetze: N 


„ 1) Zu Art. I. der Verordnung wegen der in dem Edikte vom 
/ 


1. Juli 1823. vorbehaltenen Beſtimmungen fuͤr die Eu. 
182 


g, Aue, en he und Neumark und die Nieder⸗Lauſitz vom 17. Auguſt 


aal, cl, lee 1827 ge, 


Dem Grafen v. Hardenberg⸗Reventlow, als Theilnehmer an der Kol⸗ 
lektivſtimme der Beſitzer adliger Majorate und Fideikommiſſe CA. I. 3.) 
iſt der Graf v. Arnim auf Boitzenburg mit der Maaßgabe hinzuge⸗ 
treten, daß, fo lange nur die gedachten beiden Fideikommißbeſitzer zu 
dieſer Stimme gehoͤren, ſolche von ihnen alternirend und zwar nach 
einem, für den Provinzial⸗ und für den Kommunal⸗Landtag verſchie⸗ 
denen Turnus zu führen iſt. Wenn Einer von Beiden am Erſchei⸗ 
nen gehindert iſt, fo tritt der Andere als Stellvertreter für ihn ein, 
ohne daß dadurch der Turnus geaͤndert wird, auch ſoll im letztgedach⸗ 
ten Fall derjenige, an dem der Turnus iſt, gehalten ſeyn, dem Land: 
tags⸗Kommiſſarius unmittelbar nach der Motififation des Eroͤffnungs⸗ 
Termins von ſeiner Behinderung Anzeige zu machen, damit der andere 
Stimmberechtigte zeitig einberufen werden kann. 
2 2) Zu Art. III. der Verordnung wegen der nach dem Geſetz vom 
27. März 1824. vorbehaltenen Beſtim mungen für das Her⸗ 


zog⸗ 


— 227 — 


zogthum Schleſien, die Grafſchaft Glatz und das Preußiſche 
Markgrafthum Ober⸗Lauſitz vom 2. Juni 1827. 
Die Theilnahme der dort aufgeführten Ortſchaften: a) Kontop in 
Schleſien (III. A. 13.) und b) Wiegandsthal und Goldentraum in 
der Ober⸗Lauſitz (III. B. 3.) an Kollektivſtimmen im Stande der Städte 
hat aufgehört, da dieſe Ortſchaſten ſpaͤter zum Stande der Landgemein⸗ 
den uͤbergetreten ſind. 


3) Zu den § . 4. und 7. des Geſetzes wegen Anordnung der Pros 799.0 me, e, e, 


vinzialſtaͤnde in der Provinz Sachſen vom 27. Maͤrz 1824. 

a) Die nach $. 4. der Ritterſchaft beigelegten Neun und Zwanzig 
Stimmen find durch die von Mir nach dem Vorbehalte im $. 7. 
für die Beſitzer größerer Familien⸗Fideikommiſſe geſtiftete Kollek⸗ 
tivſtimme auf Dreißig vermehrt. Der von den Fideikommißbe⸗ 
figern aus ihrer Mitte zu waͤhlende Abgeordnete muß alle im $. 5. 
vorgeſchriebene Eigenſchaften haben und nimmt unter dieſer Vor⸗ 
ausſetzung den erſten Platz unter den ritterſchaftlichen Abgeordne⸗ 
ten ein. Die Diaͤten und Reiſekoſten deſſelben bringen die Be⸗ 
theiligten unter ſich auf. Den Fideikommißbeſitzern verbleibt das 
Recht der Wahl und Waͤhlbarkeit in den ritterſchaftlichen Wahl⸗ 
Bezirken, in welchen die zu ihrem Fideikommißbeſitz gehörigen Guͤ⸗ 
ter belegen ſind. 

b) Dem Freiherrn von der Aſſeburg iſt fuͤr das aus den Falken⸗ 
ſtein⸗Meisdorfſchen Gütern gebildete Familien⸗Fideikommiß ein 
Theilnahmerecht an dieſer Kollektivſtimme verliehen. Derſelbe 
führt einſtweilen die gedachte Stimme auf dem Sächſiſchen Pro: 
vinzial⸗Landtage allein und hat demzufolge für jetzt auch die des⸗ 
fallſigen Koſten allein zu tragen. Seine Wahlbefugniß und 
Waͤhlbarkeit im Stande der Ritterſchaft ruht, fo lange dies Ver⸗ 
haͤltniß waͤhrt. 

4) Zu F. 4. des Geſetzes wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde 
in der Provinz Weſtphalen vom 27. Maͤrz 1824. (Art. I. der 
Verordnung wegen der in vorgedachtem Geſetze vorbehaltenen Beſtim⸗ 
mungen vom 13. Juli 1827) N 

a) Von den sub 1. des angeführten $. 4. (5. Art. I.) benannten 
Stimmberechtigten des erſten Standes iſt der Fuͤrſt v. Kaunitz⸗ 
Rietberg wegen der von ihm geſchehenen Veraͤußerung der Graf⸗ 
ſchaft Rietberg ausgefallen. Dagegen iſt 


K, e, | 


b) den daſelbſt aufgeführten Stimmen die von Mir dem Grafen 


v. Weſtphalen verliehene, von ihm perſoͤnlich im Stande der 
„Fuͤrſten und Herren zu führende Virilſtimme hinzugetreten. 


ch beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Meine Order durch die 


I 
Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 22. Juni 1839. i ö i 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 
(No. 2033 — 2034.) a L 2 (No. 2034.) 
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(No. 2034.) Miniſterialerklärung über die, zwiſchen der Königl. Preußiſchen Regierung einer- 
ſeits, und der Fürſtl. Lippe-Detmoldſchen Regierung andererſeits getrof— 
fene Uebereinkunft wegen gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden und 


Ausgewieſenen. Vom 6. Jul 1839. 


Je der Koͤniglich Preußiſchen Regierung einerſeits und der Fuͤrſtlich 
Lippe⸗Detmoldſchen Regierung andererſeits, iſt nachſtehende Uebereinkunft we⸗ 
gen gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen verabre⸗ 
det und abgeſchloſſen worden. 

§. 1. Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher in das Ge⸗ 
biet des andern der beiden kontrahirenden Theile ausgewieſen werden, wenn 
derſelbe nicht entweder ein Angehöriger desjenigen Staats iſt, welchem er zu⸗ 
gewieſen wird, und in demſelben ſein Heimweſen zu ſuchen hat, oder doch 
durch das Gebiet deſſelben als ein Angehoͤriger eines in gerader Richtung ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staats, nothwendig ſeinen Weg nehmen muß. 

$. 2. Als Staatsangehörige, deren Uebernahme gegenſeitig nicht verſagt 
werden darf, ſind anzuſehen: 

a) alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn ſie außer der Ehe erzeugt 
wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft 
eines Unterthans mit dem Staate in Verbindung geſtanden hat, 
oder, welche ausdruͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden 
ſind, ohne nachher wieder aus dem Unterthansverbande entlaſſen 
6 habe zu ſeyn, oder ein anderweitiges Heimathrecht erworben 
zu haben; 

bp) diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufällig innerhalb des 

Staatsgebiets geboren ſind, ſo lange ſie nicht in einem anderen 
Staate das Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung, erworben, 
oder ſich daſelbſt mit Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet, 
oder darin, unter Zulaſſung der Obrigkeit, zehn Jahre lang ge⸗ 
wohnt haben; 
diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren find, 
noch das Unterthanenrecht nach deſſen Verfaſſung erworben haben, 
hingegen nach Aufgebung ihrer vorherigen ſtaatsbuͤrgerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe, oder uͤberhaupt als heimathlos, dadurch in naͤhere Ver⸗ 
bindung mit dem Staate getreten find, daß fie ſich daſelbſt unter 
Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen 
waͤhrend eines Zeitraums von zehn Jahren ſtillſchweigend geſtat⸗ 
tet worden iſt, darin ihren Wohnſitz zu haben. 
$. 3. Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate 
zufällig geboren iſt, in einem andern aber das Unterthanenrecht ausdruͤcklich er⸗ 
worben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch zehn⸗ 
jaͤhrigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat, ſo iſt der letztere Staat, vor⸗ 
zugsweiſe, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das ausdruͤcklich erworbene Uns 
terthanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehnjaͤhrigen 
Wohnung in einem andern Staate zuſammen, fo iſt das erſtere Verhaͤltniß 
ent⸗ 


C 
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entſcheidend. Iſt ein Heimathloſer in dem einen Staate in die Ehe getreten, 
in einem andern aber nach ſeiner Verheirathung waͤhrend des beſtimmten Zeit⸗ 
raums von zehn Jahren geduldet worden, ſo muß er in dem letztern beibehal⸗ 
ten werden. a 

$. 4. Sind bei einem Vagabunden oder auszuweiſenden Verbrecher 
keine der in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen anwend⸗ 
bar, fo muß derjenige Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorlaͤufig beibehalten. 

5 Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts find demjenigen 
Wan BEE welchem ihr Ehemann, vermöge eines der angeführten Ver⸗ 

tniſſe, zugehoͤrt. 

Wittwen find nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu behandeln, es waͤre 
denn, daß waͤhrend ihres Wittwenſtandes eine Veranderung eingetreten ſey, 
durch welche ſie, nach den Grundſaͤtzen der gegenwartigen Uebereinkunft, einem 
andern Staate zufallen. 

Auch fol Wittwen, imgleichen den Geſchiedenen, oder von ihren Ehe⸗ 
maͤnnern verlaſſenen Eheweibern, die Rückkehr in ihren auswaͤrtigen Geburts⸗ 
oder vorherigen Aufenthaltsort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehe inner⸗ 
halb der erſten fuͤnf Fahre nach deren Schließung wieder getrennt worden und 
kinderlos geblieben iſt. 

$. 6. Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie Kinder unter vier⸗ 
zehn Jahren, oder welche ſonſt wegen des Unterhalts, den ſie von den Eltern 
genießen, von denſelben nicht getrennt werden koͤnnen, fo find ſolche, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf ihren zufaͤlligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweiſen, welchem 
bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter zugehoͤrt. 

Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben iſt, und 
letztere bei ihrem Vater befindlich find, fo werden fie von dem Staate mit 
uͤbernommen, welchem der Vater zugehoͤrt. 


. 7. Hat ein Staatsangehoͤriger durch irgend eine Handlung ſich ſei⸗ 
nes Buͤrgerrechts verluſtig gemacht, ohne einem andern Staate zugehoͤrig ge⸗ 
worden zu ſeyn, fo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wieder⸗ 
annahme deſſelben ſich nicht entziehen. 

$. 8. Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, ſo wie 
Schaͤfer und Dorfhirten, welche, ohne eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu haben, 
in Dienſten ſtehen, imgleichen Zoͤglinge und Studirende, welche der Erziehung 
oder des Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwerben durch dieſen Aufent⸗ 
halt, wenn derſelbe auch laͤnger als zehn Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. 

Zeitpaͤchter find den hier oben benannten Individuen nur dann gleich zu 
achten, wenn fie nicht für ihre Perſon oder mit ihrem Hausſtande und Ver⸗ 
moͤgen ſich an den Ort der Pachtung hinbegeben haben. 

$. 9. Denjenigen, welche als Landſtreicher oder aus irgend einem an⸗ 
dern Grunde ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten Staate, 
nach den in der gegenwärtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen, kein 
Heimweſen anzuſprechen haben, iſt letzterer den Eintritt in ſein Gebiet zu geſtat⸗ 
ten, nicht ſchuldig; es wuͤrde denn urkundlich zur voͤlligen Ueberzeugung darge⸗ 
than werden koͤnnen, daß das zu uͤbernehmende Individuum einem in gerader 
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Richtung rückwärts liegenden Staate zugehoͤre, welchem daſſelbe nicht wohl an⸗ 
ders als durch das Gebiet des erſteren zugefuͤhrt werden kann. 

$. 10. Saͤmmtlichen betreffenden Behoͤrden wird es zur ſtrengen Pflicht 
gemacht, die Abſendung der Vagabunden in das Gebiet des andern der kon⸗ 
trahirenden Theile nicht bloß auf die eigene unzuverlaͤſſige Angabe derſelben 
zu veranlaſſen, ſondern, wenn das Verhaͤltniß, wodurch der andere Staat zur 
Uebernahme eines Vagabunden konventionsmaͤßig verpflichtet wird, nicht aus 
einem unverdaͤchtigen Paſſe, oder aus andern völlig glaubhaften Urkunden herz 
vorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch beſondere Gruͤnde 
und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, zuvor 
die Wahrheit ſorgfaͤltig zu ermitteln, und noͤthigenfalls bei der, vermeintlich zur 
Aufnahme des Vagabunden verpflichteten Behoͤrde Erkundigung einzuziehen. 

11. Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der kon⸗ 
trahirenden Theile dem andern Theile zum weitern Transporte in einen ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staat, zufolge der Beſtimmung des $. 9. zugefuͤhrter Vaga⸗ 
bunde von dem letzteren nicht angenommen wuͤrde, ſo kann derſelbe wieder in 
denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur vorlaͤufigen Beibehaltung 
zuruͤckgebracht werden. i 

12. Es bleibt den beiderſeitigen Provinzial⸗Regierungsbehoͤrden uͤber⸗ 
laſſen, unter einander die naͤheren Verabredungen wegen der zu beſtimmenden 
Richtung der Transporte, ſo wie wegen der Uebernahmsorte zu treffen. 

F. 13. Die Ueberweiſung der Vagabunden geſchieht in der Regel ver 
mittelſt Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehoͤrde desjenigen Or⸗ 
tes, wo der Transport als bon Seiten des ausweiſenden Staats beendigt an⸗ 
zuſehen iſt. Mit den Vagabunden werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf 
der Transport konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, übergeben. In ſolchen Faͤl⸗ 
len, wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, koͤnnen einzelne Vagabunden auch mittelſt 
eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route genau vorgeſchrieben 
iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 

Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Transport 
gegeben werden, es waͤre denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie gehoͤren, 
und in dieſer Hinſicht nicht wohl getrennt werden können. 

Groͤßere, ſogenannte Vagantenſchube ſollen künftig nicht Statt finden. 

$. 14. Da die Ausweiſung der Vagabunden nicht auf Requiſition des 
zur Annahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der eigene 
Vortheil des ausweiſenden Staats bezweckt wird, fo koͤnnen fuͤr den Transport 
und die Verpflegung der Vagabunden keine Anforderungen an den uͤbernehmen⸗ 
den Staat gemacht werden. 

Wird ein Auszuweiſender, welcher einem ruͤckwaͤrts liegenden Staate 
zugefuͤhrt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach $. II. 
in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zuruͤckgebracht, ſo muß letz⸗ 
terer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, welche bei 
der Zuruͤckfuͤhrung aufgelaufen find. 

Zur Beſeitigung der Zweifel und Mißverftändniffe, welche ſich uͤber die 
Auslegung der Beſtimmungen $. 2. a. und c. der vorſtehenden Konvention, na⸗ 
mentlich 5 

a) in 


die 


— oe 
a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie 
weit die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen 
eingetretenen Veränderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der un 


felbfiftändigen, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſ⸗ 
ſenen Kinder derſelben, von Einfluß ſeyen? 
wie 


0 3 

b) über die Beſchaffenheit des, §. 2. c. der Konvention erwähnten 
zehnjaͤhrigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfüͤhrung 
ergeben koͤnnten, find die gedachten Regierungen, ohne hierdurch 
an dem in der Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas aͤn⸗ 
dern zu wollen, daß die Unterthanenſchaft eines Indivi⸗ 
duums jedesmal nach der eignen innern Geſetzgebung des betref⸗ 
fenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hin⸗ 
Fünftig und bis auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſei⸗ 
tig zur Anwendung gelangen zu laſſen und zwar, 


zu a. 

1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht 
entlaſſene Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an 
und fuͤr ſich und ohne daß es einer eignen Thaͤtigkeit oder eines 
beſonders begründeten Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen 
Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig werden, welche die Eltern während 
der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder erwerben, 

ingleichen 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit 
unfelbftftändiger ehelicher Kinder, diejenigen Veranderungen 
nicht aͤußern koͤnnen, welche ſich nach dem Tode des Vaters der⸗ 
ſelben in der Stgatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, 
indem vielmehr über die Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤn⸗ 

diger Kinder lediglich die Kondition ihres Vaters entſcheidet, und 
Veränderungen in deren Staatsangehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung 
ihrer vormundſchaftlichen Behörde eintreten koͤnnen. 
Naͤchſtdem ſoll 
b 


zu b. 
Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme 


eines Individuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend 
einem Grunde laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Fallen 


des 


(No. 2034.) 


$. 2. c. der Konvention eintreten: 

1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchen er aus⸗ 
gewieſen werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine 
eigne Wirthſchaft gefuͤhrt hat, wobei zur naͤheren Beſtimmung 
des Begriffs von Wirthſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch 
dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt nur einer der Eheleute ſich auf 
eine andere Art, als im herrſchaftlichen Geſindedienſte Bekoͤſtigung 
verſchafft hat; 


oder 
2) wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤberneh⸗ 
men 
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men ſoll, verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne 
Unterbrechung aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung 
eines Domizils, Verheirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe 
nicht weiter ankommen ſoll. i 
Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤbereingekommen: 
Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, dem die 
Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vorſtehend aufgeſtell⸗ 
ten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der darüber ſtattfinden⸗ 
den Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfaͤllige Differenz 
derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen; fo 
wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur kompromiſſariſchen 
Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundesſtaates ſtellen, wel⸗ 
cher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen gegenſeitiger Ueber⸗ 
nahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Re⸗ 
10 eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt ein⸗ 
zuſenden. 

Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt 
von keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig iſt, hat derjenige 
Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Ge⸗ 
biete zu behalten. 

Berlin, den 22. Mai 1839. 80 
Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


B Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung der Fuͤrſtlich Lippe⸗Detmoldſchen Regierung vom 2. d. M. ausgewech⸗ 
ſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 19. Juli 1839. 1 i 
Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


5 Berichtigung. 
In dem Reglement über das Sparkaſſenweſen, Nr. 1956. der diesjaͤhri⸗ 
gen Geſetzſammlung, iſt Seite 14., in der Aten Zeile von oben, der Zahl „Nr. 13.“ 
hinzuzufuͤgen: „und 14.“ 
— ——Ü— —-— 


